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muss beendet werden. Wir fordern eine soziale Bodenpolitik. Die Stadt muss von ihrem Vorkaufsrecht Gebrauch machen und 
darf ihre Grundstücke nur noch nach Erbbaurecht vergeben! Auf diese Weise kann der Bau von Wohnungen an Bedingungen 
geknüpft werden, die steigende Mieten verhindern. Die Bindungen für Sozialwohnungen wiederum dürfen nicht länger zeit-
lich befristet sein. Alternative Wohnformen wie Wohnprojekte oder auch Bauwagenplätze müssen möglich und finanzierbar 
sein. Sie verdienen Unterstützung. Gemeinwohlorientierte Modelle wie Genossenschaften und Stiftungen müssen gestärkt 
werden. Und: Die Saga darf keine Mieten mehr anheben. Warum auch? Schon jetzt führt das städtische Unternehmen Jahr 
für Jahr mehr als 100 Millionen Euro aus Mietengewinnen an den Senat ab.

Es steht außer Frage: Stadt verändert sich. Aber der Wandel darf nicht zu Verdrängung führen. Und der Erhalt Hamburger 
Baudenkmäler darf nicht mehr an wirtschaftliche Kriterien geknüpft werden. Vielmehr sollte auch in den Blick genommen 
werden, wie durch den Erhalt alter Substanz die Umwelt geschont und im Endeffekt auch Kosten eingespart werden.

Längst geht es nicht mehr nur ums Wohnen. Die Folgen von steigenden Mieten sind auch im Gewerbe dramatisch. Das 
Kleingewerbe sowie soziale und kulturelle Einrichtungen gehören zum städtischen Raum und müssen bewahrt und gestärkt 
werden. Die Debatte darum, was zu Hamburg gehört und was die Hamburger*innen brauchen, muss offen und transparent 
geführt werden. 
n Es ist unsere Stadt! Und es muss etwas passieren! Wir wollen, dass die Politik aufhört, auf den Zuzug von Besserverdie-

nenden und die Steigerung der Attraktivität für Tourist*innen zu schielen. Wir machen Druck für eine soziale Politik!
n Wir wollen, dass kleinteiliges Gewerbe für den Bedarf von Anwohner*innen bewahrt wird.
n Wir wollen ein Zeichen setzen für eine Wohnraumpolitik, die endlich aufhört, sich an den Gewinninteressen der Immobili-

enwirtschaft zu orientieren.
n Wir wollen eine Wohnraumpolitik, die die Möglichkeiten, auf Kosten von Hamburgs Bewohner*innen mit Immobilien Ge-

schäfte zu machen, drastisch einschränkt.
n Wir wollen eine klare Unterstützung der Stadt für gemeinwohlorientierte Wohnmodelle, auch im Bestand.
n Wir wollen wirklichen sozialen Wohnungsbau und eine solidarische Wohnraumpolitik.

Berliner Mietenpolitik

Große Demonstrationen gegen die Wohnungsnot und die 
Mietenexplosion hat es in den letzten Wochen u.a. auch in 
Leipzig, Göttingen und am 14. April in Berlin gegeben. Rund 
20.000 Menschen demonstrierten »gegen drastisch steigende 
Mieten, Verdrängung und knappen Wohnraum« (RBB 24, vom 
14.4.2018). 

Wir wollen von Zeit zu Zeit im »BürgerInnenbrief« darüber 
berichten, welche Wohnungs- und Mietenpolitik eigentlich 
der Berliner Senat fährt, immerhin ein rot-rot-grünes Projekt, 
das mit Katrin Lompscher eine Stadtentwicklungssenatorin 
aus den Reihen der LINKEN und mit Dr. Andrej Holm einen 

profunden Wissenschaftler und Kenner der Wohnungspoli-
tik als Berater zur Seite hat. Hier ein paar erste Aspekte, wie 
sie uns aus Berlin mitgeteilt und mit den sechs städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften im April 2017 vereinbart wor-
den sind. 

Einen Mietpreisstopp gibt es auch in Berlin nicht. Die Koo-
perationsvereinbarung mit den kommunalen Wohnungsbau-
gesellschaften, die auf der Grundlage des Koalitionsvertrags 
verhandelt wurde, begrenzt aber die Mieterhöhungen in Be-
standsmietverträgen deutlich auf 2% jährlich bzw. max. 4% in 
zwei Jahren. Die Modernisierungsumlage ist bei 6% gekappt. 
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Darüber hinaus gibt es eine Härtefallklausel, die MieterInnen 
mit Einkommen innerhalb der Berliner Grenzen für Wohnbe-
rechtigungsscheine (WBS) ermöglicht, die Nettokaltmiete auf 
30% ihres Haushaltseinkommens begrenzen zu lassen. Für 
Neuvermietungen gibt es leider keine Deckelung, abgesehen 
von der Maßgabe, dass 60% der Neuvermietungen im Bestand 
jährlich an WBS-Berechtigte erfolgen müssen. 

Die komplette Kooperationsvereinbarung findet sich 
hier: www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohnraum/
wohnungsbaugesellschaften/de/kooperationsvereinbarung.
shtml. Für die Sozialwohnungen, die nicht im Besitz der städ-
tischen Wohnungsbaugesellschaften sind, gilt die Kooperati-
onsvereinbarung nicht. Hier bastelt die Koalition gerade noch 
an einem Gesetzentwurf.

Unverhältnismäßige Öffentlichkeitsfahndung
Christiane Schneider zu massenhaften Fahndungen im Zusammenhang mit G20

Die Polizei hat am 16. Mai mit der Veröffentlichung der Fo-
tos von 101 Verdächtigten die zweite massenhafte Öffentlich-
keitsfahndung im Zusammenhang mit dem G20-Gipfel einge-
leitet. Mit der ersten Öffentlichkeitsfahndung im Dezember 
2017 waren 107 Gesuchte zur Fahndung ausgeschrieben, da-
von sollen nach Angaben der Polizei 35 identifiziert worden 
sein.

Ich habe eine sehr grundlegende Kritik an diesen mas-
senhaften Öffentlichkeitsfahndungen im Zusammenhang mit 
dem G20-Gipfel. Eine solche Öffentlichkeitsfahndung ist im-
mer ein massiver Eingriff in die Persönlichkeitsrechte; sie ist 
deshalb begrenzt auf »Straftaten von erheblicher Bedeutung« 
und unterliegt einem Richtervorbehalt. Meine schon im De-
zember geäußerten Befürchtungen haben sich leider jedoch 
bewahrheitet. Der Eingriff in die Persönlichkeitsrechte ist in 
den Zeiten des Internets mit der Identifizierung noch lange 
nicht beendet. Viele werden sich an die Veröffentlichung des 
Fotos einer noch minderjährigen jungen Frau in der BILD-Zei-
tung unter der Schlagzeile »Krawall-Barbie« im letzten Dezem-
ber erinnern. Mit der Identifizierung der Minderjährigen war 
der Internet-Pranger indes nicht beendet. Obwohl die Polizei 
das Bild von der Website nahm, kursiert es, oft verpixelt, viel-

fach aber unverpixelt, bis heute auf diversen Internetseiten. 
Diese junge Frau wird, unabhängig davon, ob sie am Ende 
verurteilt oder freigesprochen wird, noch viele Jahre mit den 
Folgen dieser Fahndung konfrontiert sein. Das gilt auch für 
andere Verdächtigte. Die Polizei lehnt in der Antwort auf 
meine Kleine Anfrage die Verantwortung für diese langwie-
rigen Folgen ab. Sie hat die Folgen entweder nicht bedacht 
– oder sie setzt sich bewusst darüber hinweg. Das gilt leider 
auch für die Richterinnen und Richter, die die Fotos zur Ver-
öffentlichung freigegeben haben.

Worum geht es bei der massenhaften Öffentlichkeitsfahn-
dung überhaupt? Es geht nicht um Mord, Totschlag, Raub, Ver-
gewaltigung oder andere Straftaten dieses Kalibers. Es geht 
sicher in etlichen Fällen – vor allem im Zusammenhang mit 
der Elbchaussee – um Straftaten, die mit mindestens einem 
Jahr Freiheitsstrafe bedroht sind, z.B. schwere Brandstiftung. 
Doch Polizeipräsident Meyer behauptete in der Sendung 
des ZDF-Mittagsmagazins vom 16. Mai, es gehe ausschließ-
lich um »schwerste Straftaten« – und präsentiert als Ergeb-
nis der ersten Fahndungswelle bisher sage und schreibe zwei 
Anklagen – und einen Strafbefehl! Das wäre allerdings die 
erste »schwerste Straftat«, die mit einem Strafbefehl geahn-
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det wird. Auch in einem anderen Punkt begibt sich Herr Me-
yer auf dünnes Eis: Es sei ein »Treppenwitz« zu behaupten, 
es könnten womöglich Unschuldige betroffen sein, so einen 
Fall habe es noch nicht gegeben. Das trifft wohl nicht zu. Der 
Erste, der sich im Dezember freiwillig bei der Polizei meldete, 
war ein Videoblogger (ein extremer Rechter, also niemand, 
für den ich irgendeine Sympathie übrig habe), der aber nach-
weisen konnte, dass er als Videoblogger in den geplünderten 
Filialen von REWE und Budni war und das Video auf seiner 
youtube-Seite auch veröffentlicht hatte (wo es mit wenigen 
Suchbegriffen von der Polizei auch hätte gefunden werden 
können – wozu also das »letzte Mittel« der öffentlichen Fahn-
dung nach dem Mann?). An Plünderungen habe er sich nicht 
beteiligt. Und die Behauptung, Unschuldige könnten nicht be-
troffen sein, ist, bevor überhaupt Verfahren stattfanden und 
Urteile gesprochen wurden, unter rechtsstaatlichen Gesichts-
punkten doch sehr fragwürdig.

Meine grundlegende Kritik lautet deshalb, dass die beiden 
massenhaften Öffentlichkeitsfahndungen unverhältnismä-
ßig sind. Sie machen deutlich, dass die Polizei den G20-Gip-
fel nutzt, um Maßstäbe zu verschieben, Fakten zu schaffen 
und ihre Befugnisse auszuweiten. Gleichzeitig mit der zwei-
ten Fahndungswelle hat sie eine europaweite Fahndung mit 
92 Fotos eingeleitet, bisher jedoch »nur« polizeiintern. Dass 
sie sich im europäischen Ausland in erster Linie nicht an 
»normale« Polizeieinheiten, sondern an Anti-Terror-Einheiten 
wendet, zeigt, dass es ihr nicht zuletzt um eine politische Bot-
schaft geht, nämlich die Ausschreitungen im Zusammenhang 
mit den G20-Protesten und damit letztlich die G20-Proteste 
insgesamt in die Nähe von Terrorismus zu rücken. Das weckt 
Befürchtungen: im Hinblick auf zukünftige Polizeieinsätze, 
auf die Verschärfung des Polizeirechts und auf die weitere 
Aufrüstung der Polizei.

Task Force Drogen in der Kritik 
Nathalie Meyer über Institutionellen Rassismus unter dem Deckmantel der Drogenpolitik

Die Hamburger Stadtteile St. Georg, St. Pauli und Stern-
schanze haben zusammen rund 41.500 EinwohnerInnen. Sta-
tistisch gesehen könnte jede/r dieser EinwohnerInnen in den 
letzten zwei Jahren über zweimal einer polizeilichen Maß-
nahme ausgesetzt gewesen sein; rund Zweidrittel von ihnen 
könnten sogar schon ein Aufenthaltsverbot erhalten haben. 
Denn zwei Jahre sind mittlerweile vergangen, seit von der 
Polizei Hamburg die sogenannte Task Force Drogen »zur Be-
kämpfung der öffentlich wahrnehmbaren Drogenkriminali-
tät« in St. Pauli rund um die Hafentreppe, in St. Georg rund 
um den Hansaplatz und im Schanzenviertel am Schanzenpark 
eingesetzt wurde. 

Und diese polizeiliche Einheit war alles andere als untä-
tig. Seit ihrer Einsetzung fanden 1.658 Schwerpunkteinsätze 

statt, es gab 65.896 Personenkontrollen und 98.508 polizei-
liche Maßnahmen wurden durchgeführt (vgl. die regelmä-
ßigen Anfragen von Christiane Schneider zur Task Force, 
zuletzt Drs. 21/12533). Dass statistische Zahlenspiele die Rea-
lität oftmals nur unzureichend abbilden, zeigt sich auch hier. 
Natürlich wurde nicht jede/r Einwohner/in mehrfach kontrol-
liert, die Task Force hat es nämlich nur auf bestimmte Men-
schen abgesehen: Kontrolliert werden fast ausschließlich 
schwarze Menschen und People of Color. 

Diese unter dem Begriff Racial Profiling bekannte Methode 
beschreibt die polizeiliche Praxis, als Entscheidungsgrund-

Nathalie Meyer ist wissenschaftliche Referentin bei 
Christiane Schneider.
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Rendite statt Denkmalschutz und Baukultur
Heike Sudmann über Hamburgs Umgang mit Deutschlandhaus und City-Hof

Der Umgang der Stadt Hamburg mit dem Denkmalschutz ist 
in den letzten Jahren immer wieder ein Reizthema. Bei der-
zeit rund 12.300 Baudenkmälern verschiedenster Art mag 
Kritik am Senat dem einen oder der anderen unangemessen 
erscheinen, wenn dieser mal einen Abriss zulässt oder den 
Verfall nicht stoppt.

Doch es geht hier nicht um die Menge, sondern um die 
besondere Bedeutung von Denkmälern bzw. denkmalge-
schützten Gebäuden für die Stadt. Sei es die Schiller-Oper, 
die mit ihrer Stahlkonstruktion des ehemaligen Zirkusbaus 
in Deutschland und wohl auch in Europa einzigartig ist. Sei es 
der City-Hof, diese derzeit mit grauen Platten verschandelten 
vier Hochhäuser am Klosterwall, die als städtebaulicher Kon-
trapunkt zum Kontorhausviertel errichtet wurden. 

Das Deutschlandhaus: Geschichte wird plattgemacht
Weniger bekannt ist das baugeschichtlich relevante Deutsch-
landhaus, dieses gerundete Gebäude am Gänsemarkt. Der Ver-
band Deutscher Kunsthistoriker e.V. schrieb Ende April 2018 
an die Mitglieder des Stadtentwicklungsausschusses der Bür-
gerschaft. »Mit dem geplanten Abriss des Deutschlandhauses 
würde – nur ein Jahr vor dem ›Bauhausjahr 2019‹ – der ein-
zige bedeutende bauliche Beitrag zur Epoche des Bauhauses 
in Hamburg verschwinden. Als Pendant zu Fritz Schumachers 
Finanzdeputation geschaffen, stand gerade das 1929 fertigge-
stellte Deutschlandhaus mit seiner damals hochmodernen 
Mischnutzung – Kino, Varietétheater, einer frühen Form des 
Schnellimbisses, Büros – für eine neue Zeit des Aufbruchs. 
Zugleich ließe ein Abriss das einzige große Bauwerk der 
Hamburger Architektengemeinschaft Block & Hochfeld 
verschwinden, die als Juden diffamiert und ins Exil gedrängt 
wurden. Mit einem Abriss wäre das Deutschlandhaus auch 
als deutsch-jüdischer Erinnerungsort verschwunden.«

Doch weder dieses Schreiben noch die Meinungen ver-
schiedener ExpertInnen, die derzeit in den Medien zu le-
sen und zu hören sind, konnten den Senat und die rot-grüne 
Mehrheit in der Bürgerschaft zu einer Ablehnung des beab-
sichtigten Abrisses bewegen. Nicht einmal der von mir be-
antragten Anhörung von ExpertInnen im Ausschuss wollten 
sie sich stellen. Mit 30 Alibi-Wohnungen soll der Öffentlich-
keit ein Neubau schmackhaft gemacht werden, der vor allem 
eines schafft: mehr Gewinne für den Investor. 

Der Senat und Rot-Grün sehen das völlig anders. Wer ih-
nen zuhört, soll das Gefühl bekommen, dass einige wenige 
Ewiggestrige sich schützend vor jedes Gebäude schmeißen 
und laut »Denkmalschutz« rufen. Sie hingegen würden eine 
verantwortungsvolle Stadtentwicklung betreiben. Wie das 
mit der Scheu vor der öffentlichen Debatte und dem roten 
Teppich, den sie an vielen Stellen der Stadt den InvestorInnen 
ausrollen, zusammenpasst, verstehen wohl nur sie selbst. 

Der City-Hof: Senat will schnell Fakten schaffen 
Der Senat versucht seit Jahren mit allen Mitteln, den Abriss 
des City-Hofs, der vier Hochhäuser am Klosterwall, durch-
zusetzen. Weder der bestehende Denkmalschutz für den 
City-Hof noch eine mögliche Beeinträchtigung des Welt-
kulturerbes »Speicherstadt und Kontorhausviertel mit Chi-
lehaus« haben den Senat – neben vielen anderen guten 
Argumenten – erweichen und von seinen Abriss- und Neu-
bauplänen abbringen können. Doch jetzt gibt es eine neue 
Entwicklung. Durch meine Schriftliche Kleine Anfrage (Drs. 
21/12931 vom 11. Mai 2018) wurde bekannt, das ICOMOS, 
das weltweit höchste Fachgremium in Sachen Kulturerbe, 
den Abriss kritisch sieht. Zitat aus der Antwort des Senats 
zu der Anfrage: »Im Februar 2018 hat ICOMOS ein ›Heritage 
Impact Assessment‹ (HIA – ›Kulturverträglichkeitsprüfung‹) 
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nach ICOMOS-Richtlinien zum Abriss des City-Hofs angefragt. 
Der Senat hat dieses HIA am 15. März 2018 über die KMK[-
Kultusministerkonferenz], das AA [Auswärtige Amt] und das 
UNESCO Welterbezentrum an ICOMOS gesendet. Dieses HIA 
stellt abschließend fest, dass der Abriss keine Auswirkungen 
auf den außergewöhnlichen universellen Wert der Hambur-
ger Welterbestätte hat. 

Das UNESCO Welterbezentrum hat daraufhin am 20. April 
2018 eine Stellungnahme von ICOMOS zum HIA übermittelt, 
die am 24. April 2018 bei der zuständigen Behörde eingegan-
gen ist. Ein Abriss des City-Hofs würde nach der Ansicht von 
ICOMOS das Wesen der Pufferzone und somit das Umfeld und 
den Kontext der Welterbestätte negativ beeinflussen...« 

Dass der Senat in diesem von ihm selbst formulierten HIA 
abschließend feststellt, dass der Abriss keine Auswirkungen 
hätte, verwundert angesichts der Vorgeschichte nicht wei-
ter. Doch die vom UNESCO Welterbezentrum übermittelte 
kritische bzw. ablehnende Stellungnahme von ICOMOS ist 
ein Paukenschlag. Anscheinend teilt ICOMOS die Bedenken 
der bisher involvierten FachgutachterInnen hinsichtlich des 
Denkmalabrisses in der Pufferzone. Damit verbietet sich jegli-
che Vorbereitung von Maßnahmen zum Abriss des City-Hofs. 

Dass der Senat es nicht für notwendig gehalten hat, den 
HIA und die Stellungnahme von ICOMOS zu veröffentlichen, 

wirft mehr als ein schlechtes Licht auf sein Agieren. Deshalb 
beantragt DIE LINKE, sofort alle vorbereitenden Maßnah-
men zum Abriss zu stoppen und eine neue offene Diskussion 
um die Zukunft der Gebäude zu starten. Auch wenn der An-
trag erst am 30. Mai auf der Tagesordnung steht, hat er jetzt 
schon Wirkung gezeigt: Der HIA wurde nun veröffentlicht 
(www.hamburg.de/contentblob/11054994/258ba9f1cf6c0a-
3cc0243fceb988dba2/data/hia-cityhof.pdf).

Arbeitsplätze gegen Grün war gestern!
Heike Sudmann über Beiersdorf und die Kleingärten

Im letzten »BürgerInnenbrief« hat Hartmut Obens bereits aus-
führlich die Pläne von Beiersdorf und das Agieren des Se-
nats dargestellt. Seitdem hat sich noch einiges getan bzw. ha-
ben wir einiges unternommen. Am 22. April haben wir als 
Linksfraktion – unterstützt von den Eimsbüttler GenossInnen 
– eine sehr gut besuchte Veranstaltung in Lokstedt durchge-
führt. Auf dem Podium saßen neben mir der Leiter der Im-
mobilienabteilung von Beiersdorf, Stefan Best, der Vertreter 
der Initiative Lebenswertes Lokstedt, Michael Witzzorek, so-
wie der Stadtentwickler Mario Bloem. Der Staatsrat der Wirt-
schaftsbehörde hatte abgesagt, die vielen Sozialdemokraten, 
die ich angefragt habe, konnten überraschend alle nicht (wo-
bei sie sich wohl auch nicht dem Zorn der AnwohnerInnen 

und KleingärtnerInnen aussetzen wollten). In der sehr leb-
haften, aber fairen Diskussion zeigte sich deutlich, dass es 
keine guten Gründe für den Verkauf gibt. Beiersdorf hat der-
zeit keinen konkreten Bedarf an der Fläche, das gab Stefan 
Best unumwunden zu. Um aber auf Nummer sicher zu gehen, 
falls es mal Erweiterungsbedarf gebe, würden sie lieber jetzt 
das Gelände kaufen. Michael Witzzorek stellte die Bedeutung 
der über 100 Jahre alten Kleingärten nicht nur für die Nut-
zerInnen selbst, sondern auch für die Umgebung dar. Wie 
unterversorgt der Stadtteil mit Grün ist, verdeutlichte auch 
Mario Bloem in seinem Vortrag. Gleichzeitig entwarf er Alter-
nativen, die keinen Verkauf der Flächen an Beiersdorf erfor-
dern. Niemand hatte erwartet, dass nach der Veranstaltung 
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Beiersdorf seine Pläne zurückzieht. Aber immerhin gab es die 
Vereinbarung, dass Herr Best Herrn Bloem einladen wird, um 
seine Planungen zu diskutieren. 

Am 15. Mai 2018 hat die Initiative »Lebenswertes Lok-
stedt« dem Ersten Bürgermeister Peter Tschentscher über 
7.000 Unterschriften für den Erhalt des 12 Hektar großen 
Areals hinter dem Beiersdorf-Gelände in Eimsbüttel über-
reicht. Diese beeindruckende Zahl zeigt, dass sich hier nicht 
nur – wie böse Zungen gerne behaupten – ein paar betrof-
fene KleingärtnerInnen um ihre Scholle sorgen, sondern dass 
es um die Naherholung und die Grünversorgung in Eimsbüt-
tel nicht gut bestellt ist und BürgerInnen entsprechend auf-
begehren. Am 22. Mai fand die Debatte und Abstimmung in 
der Bürgerschaft satt. Leider haben die vielen Unterschriften 

nichts an der großen Geschlossenheit aller anderen Frakti-
onen und an der Haltung des Senats geändert. Ohne Not las-
sen sie Beiersdorf die 12 Hektar Naherholungsfläche kaufen. 
Wenn Beiersdorf die Flächen jetzt nicht bekommt, ist kein Ar-
beitsplatz gefährdet. Ob in Anbetracht der weiter zu erwar-
tenden Digitalisierung der Arbeitswelt inklusive der Produk-
tion überhaupt mal ein Bedarf da sein wird, interessierte in 
der Bürgerschaftsdebatte außer uns niemanden. Ganz im Ge-
genteil, mit Lautstärke und teilweise unterirdischen Angrif-
fen versuchten sie, von ihren fehlenden Argumenten abzu-
lenken. 

Der Verkauf ist jetzt zwar durch, aber aufgeben werden die 
KleingärtnerInnen und die AnwohnerInnen trotzdem nicht. 
Mal sehen, wer den längeren Atem hat!

»Mut gegen Armut«

So lautete die Überschrift für eine Veranstaltungsreihe, bes-
ser noch: für eine politische Akzentsetzung der Linksfraktion 
in den vergangenen Monaten. Auf einem Fachtag am 23. Mai 
im Rathaus wurde diese Kampagne in einer ersten Runde 

ausgewertet. Wir nehmen hier ein Papier auf, das die Armuts
problematik und daraus resultierende Forderungen der LIN-
KEN in den Fokus rückt.

Fachtag am 23. Mai 2018: Politische Perspektiven für ein sozialeres Hamburg

Im teuren Hamburg werden Menschen mit geringem Einkommen schneller abgehängt als in vielen anderen Städten und 
Regionen. Und so hat Armut hier viele Gesichter: Wenn das Geld nicht reicht, ist eine Klassenreise oder nur ein Ausflug an 
die Elbe oft nicht drin. Arme Hamburger_innen leben in den am stärksten lärm- und schadstoffbelasteten Stadtteilen mit 
weniger Infrastruktur und einer deutlich schlechteren medizinischen Versorgung. Arm sein heißt auch, sich keine Zähne, 
keine Brille, keine neue Kleidung leisten zu können. Mehr als 285.000 Hamburger_innen sind von Armut betroffen – darunter 
besonders oft Menschen mit Migrationshintergrund, Alleinerziehende, Erwerbslose, Kinder und Jugendliche.

Auch durch Sozialabbau, steigende Energie-, Miet- und HVV-Preise geraten immer mehr Menschen in eine Armutsspirale 
– und der Senat tut viel zu wenig, um sie aufzuhalten. Eine Anti-Armutsstrategie, wie sie Wohlfahrtsverbände und DIE LINKE 
seit langem fordern, gibt es bis heute nicht. In ihrer Veranstaltungsreihe »Mut gegen Armut« hat die Fraktion DIE LINKE ge-
meinsam mit vielen Betroffenen und Interessierten in den Stadtteilen konkrete Forderungen gefunden:
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